Hansestadt Stralsund
Ausschuss fiir Finanzen und Vergabe

Niederschrift
der 03. Sitzung des Ausschusses fir Finanzen und Vergabe

Sitzungsdatum: Dienstag, den 05.03.2019

Beginn: 17:00 Uhr

Ende 18:15 Uhr

Raum: Hansestadt Stralsund, Rathaus, Konferenzsaal
Anwesend:

Vorsitzende/r
Herr Christian Meier

stellv. Vorsitzende/r
Herr Marc Quintana Schmidt

Mitglieder

Herr Richard Kinder

Herr Rudiger Kuhn bis 17:50 Uhr

Herr Gerd Schlimper

Herr Peter van Slooten ab 17:45 Uhr

Vertreter

Herr Stefan Bauschke Vertretung fir Herrn Thoralf Pieper
Frau Brigitte Kraska-Roll Vertretung fur Frau Susanne Lewing
Herr Michael Philippen Vertretung fur Herrn Olaf HOlbing
Protokollftihrer

Frau Constanze Schiitt

von der Verwaltung

Frau Kirstin Gessert

Frau Elisa Heincke

Herr Andre Kobsch

Frau Gisela Steinfurt

Herr Ekkehard Wohlgemuth

Géste
Carsten Schonebeck
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Tagesordnung:

1 Bestatigung der Tagesordnung

2 Bestatigung der Niederschrift der 02. Sitzung des Ausschus-
ses fur Finanzen und Vergabe vom 19.02.2019

3 Beratung zu Beschlussvorlagen

31 Gebietsanderungsvertrag Kramerhof - Stralsund

Vorlage: B 0005/2019

4 Beratung zu aktuellen Themen

4.1 An den Finanzausschuss: Besteuerung der offentlichen Hand
Einreicherin: Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Vorlage: AN 0026/2019

5 Verschiedenes

9 Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntgabe von
Empfehlungen aus dem nichtoéffentlichen Teil

Einleitung:

Von 9 Mitgliedern des Ausschusses flr Finanzen und Vergabe sind 8 Mitglieder zu Beginn
der Sitzung anwesend, womit die Beschlussfahigkeit gegeben ist.

Die Sitzung wird durch den Ausschussvorsitzenden, Herrn Meier, geleitet.

Es erfolgt eine Tontrageraufzeichnung.

zu 1 Bestatigung der Tagesordnung
Der Ausschussvorsitzende lasst wie folgt iber die Tagesordnung abstimmen:

Die Tagesordnung wird ohne Anderungen/Erganzungen zur Kenntnis genommen.

Abstimmung: 8 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen

zu 2 Bestatigung der Niederschrift der 02. Sitzung des Ausschusses fir Finan-
zen und Vergabe vom 19.02.2019

Die Niederschrift der 02. Sitzungen des Ausschusses fur Finanzen und Vergabe vom

19.02.2019 wird ohne Anderungen/Erganzungen bestatigt.

Abstimmung: 4 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 4 Stimmenthaltung

zu 3 Beratung zu Beschlussvorlagen
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zu 3.1 Gebietsanderungsvertrag Kramerhof - Stralsund
Vorlage: B 0005/2019

Dieser Tagesordnungspunkt wird in gemeinsamer Sitzung mit dem Ausschuss fir Finanzen
und Vergabe beraten.

Frau Gessert erlautert die Vorlage. Mit Beschluss der Blirgerschaft vom 06.04.2017 (2017-
VI-03-0587) wurde dem Oberbilrgermeister das Mandat erteilt, mit der Gemeinde Kramerhof
Uber die Eingliederung von Teilflachen im Bereich des Grinhufer Bogens zu verhandeln. Die
Verhandlungen sind zu einem Ergebnis gekommen. Der Entwurf des Gebietsanderungsver-
trages liegt als Anlage zur Vorlage vor.

Frau Gessert nennt die wesentlichen Verhandlungsergebnisse. So wurde die Flachenkulisse
deutlich um das Areal des HanseDoms und den Flachenanteil auf dem Areal des Strelapar-
kes, der flr eine bauliche Erweiterung vorgesehen ist, erweitert.

Weitere wesentliche Vertragsinhalte sind:

Fur die Erweiterung des Strelaparkes beabsichtigt die Hansestadt Stralsund, einen B-Plan
aufzustellen. Die Grofie der Verkaufsflache, die im B-Plan geregelt werden kann, ist abhan-
gig von einer einzelhandelsfachgutachterlichen Auswirkungsanalyse. Sollte der B-Plan bis
01.01.2025 nicht in Kraft treten, erfolgt eine Rickubertragung, sofern die Hansestadt
Stralsund das Nichtinkrafttreten zu verantworten hat. Ausgenommen von der Rickeingliede-
rung waren die Flachen des HanseDoms, des Grunhufer Bogens, der Kleingartenanlagen
und des Zoos. Fir den Fall, dass die Hansestadt Stralsund das Nichtinkrafttreten nicht zu
vertreten hat, erfolgt keine Riickeingliederung der Flachen.

Als Ausgleich flir den Gebietsverlust und entfallende Einnahmen aus Gewerbesteuern wurde
ein Ausgleichsbetrag i.H.v. 2,5 Mio. €, zahlbar in 4 gleichgrof3en Teilbetragen, fallig ab 2020,
vereinbart.

Weiterhin wurde vereinbart, dass, sofern durch die Entwicklung des Stadthallengelandes ein
Erlés von mehr als 5 Mio. € fur die Hansestadt Stralsund erzielt werden kann, die Gemeinde
Kramerhof die Halfte des Mehrerléses erhalt. Flir diese Regelung ist ein 10-Jahreshorizont
vorgesehen, d.h. Stichtag ist der 31.12.2029.

AulRerdem stimmt die Hansestadt Stralsund einer Wohnungsbauentwicklung im geanderten
B-Plan Nr. 15 ,Maritimer Ferienpark Parow*“ zu.

Die rechtskraftigen B-Plane Nr. 9 und Nr. 13 sowie die 1. Anderung zum B-Plan Nr. 13 wer-
den in das Ortsrecht der Hansestadt Stralsund Gbernommen.

Frau Gessert fuhrt weiter aus, dass das 6ffentliche Wohl damit begriindet wird, dass auf dem
Gebiet von 44,9 ha die Hansestadt Stralsund die Planungshoheit erlangt. Die Hansestadt
Stralsund kann die vorhandenen Einrichtungen somit im Bestand sichern und fur die Fort-
entwicklung sowie eine geordnete stadtebauliche Entwicklung Sorge tragen. Die Hansestadt
Stralsund wird damit als Teiloberzentrum der Planungsregion Vorpommern gestarkt.

Frau Gessert erlautert zudem, dass nach Beschlussfassung die Anhérung des Amtes Alten-
pleen und des Landkreises Vorpommern-Rugen vorgesehen sind. Burgerinnen und Burger
mussen nicht angehoért werden, da sie von der Eingemeindung von Flachen nicht betroffen
sind.

Herr Meier bittet die Mitglieder des Ausschusses fur Finanzen und Vergabe um Fragen zur
Vorlage.

Herr R. Kuhn erfragt, wie sich die 400 zusatzlichen Parkplatze ergeben. Dazu fuhrt Frau
Gessert aus, dass zusatzliche Verkaufsflache auch zusatzliche Parkflache bendtigt. Zudem
entfallen durch die bauliche Erweiterung derzeit bestehende Parkflachen, die ersetzt werden
massen.
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Weiter mochte Herr R. Kuhn wissen, ob Kleingartner nicht als Burgerinnen und Burger hier
betroffen waren. Dazu teilt Herr Meier mit, dass keine Einwohner von einer Anderung der
Gemeindezugehorigkeit betroffen sind.

Aus Sicht von Herrn Kinder geht aus dem Vertragsinhalt hervor, dass eine Vielzahl von Bur-
gerinnen und Birgern, sowie Einzelhandler der Innenstadt oder Kleingartner betroffen sein
werden. Diesen sollte die Méglichkeit zur Anhérung gegeben werden.

Weiter méchte Herr Kinder wissen, wann mit der einzelhandelsfachgutachterlichen Auswir-
kungsanalyse zu rechnen sein wird.

Dazu erlautert Frau Gessert die Durchfiihrung des Verfahrens und verdeutlicht, dass eine
Gemeinde die Mdglichkeit hatte, einen Blrgerentscheid durchzuflihren.

Die Analyse wird im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes durchgefihrt und liegt
zu einem Stichtag vor. Im B-Plan kdnnte man Regelungen treffen, die bei Veranderungen
der Angebote berticksichtigt werden missen.

Herr Lastovka bittet die Mitglieder des Ausschusses flir Bau Umwelt und Stadtentwicklung
um Fragen.

Herr Haack erfragt, wie die Ausgaben in H6he von 2,5 Mio. € wieder eingenommen werden.
Er méchte wissen, ob es belastbare Zahlen zur Festlegung der Hohe der Gewerbe- und
Grundsteuereinnahmen sowie fur die Anteile an der Einkommenssteuer fur dieses Areal gibt.
Ebenso sieht er es kritisch, dass der Anteil der Verkaufseinnahmen, der 5 Mio. € Ubersteigt,
geteilt werden soll.

Er bittet darum, diese Informationen zur nachsten Ausschusssitzung vorgelegt zu bekom-
men.

Herr Lastovka erfragt, ob sich die Einnahmen schatzen lassen.

Herr Wohlgemuth teilt mit, dass die Gemeinde Kramerhof die Forderung der 2,5 Mio. € ge-
stellt hat. Die Forderung kann akzeptiert oder abgelehnt werden. Zu den Steuereinnahmen
gibt es keine Informationen, da dies dem Steuergeheimnis unterliegt.

Herr Suhr stellt fest, dass zwei unterschiedliche Vertragsentwirfe, zum einen durch die Han-
sestadt Stralsund und zum anderen durch die Gemeinde Kramerhof erstellt wurden. Ein be-
deutender Unterschied ist die Ruckfallklausel. Aus seiner Sicht ware eine einvernehmliche
Regelung winschenswert.

Herr Suhr méchte wissen, ob man nach Erstellung der einzelhandelsfachgutachterlichen
Auswirkungsanalyse im B-Plan die Sortimente festlegen kénnte, sodass dies auch fir den
Betreiber keine negativen Auswirkungen hat.

Frau Gessert stellt klar, dass fir die Anh6érung des Amtes Altenpleen und des Landkreises
Vorpommern-Rigen ein abgestimmter Vertrag vorliegen sollte.

Der Gemeinde Kramerhof liegt der Vertragsentwurf der Hansestadt Stralsund vor. Die Ge-
meinde konnte aufgrund der Kurzfristigkeit noch nicht dartiber befinden.

Wenn der Vertrag nicht einstimmig zu Stande kommt, mussen erneut Verhandlungen durch-
gefuhrt werden, bis Einstimmigkeit besteht.

Frau Gessert stellt klar, dass die Hansestadt Stralsund keine Planungshoheit tUber das Ge-
biet des Strelaparkes hat. Sie informiert weiter, dass das Oberverwaltungsgericht Greifswald
sowie nachfolgende Instanzen klargestellt haben, dass die Gemeinde Kramerhof das beste-
hende Sortiment im jetzigen Strelapark mitbetrachten muss. Es ist immer eine Gesamtbe-
trachtung notwendig.

Auf die Frage von Herrn Suhr teilt Frau Gessert mit, dass es bisher keinen Grund gibt, dies
in den Vertrag zu formulieren.

Herr Lastovka erfragt, ob durch Anordnungsveranderungen verschiedener Anbieter im alten

bzw. neuen Bereich des Strelaparkes Schadigungen fur die Altstadthandler entstehen konn-
ten.
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Dazu fihrt Frau Gessert aus, dass dies aufgrund der Landesplanung nicht méglich ist. Es ist
das gesamte Angebot zu betrachten.

Herr Lastovka stellt fest, dass noch Endabstimmungsbedarf besteht.

Herr van Slooten erfragt, ob Vergleiche zu anderen Stadten herangezogen wurden.
Weiter geht er auf die verschiedenen Versorgungszentren in Stralsund wie Lindencenter,
Knieper Center, Real Andershof u.a. ein. Es geht somit nicht immer nur eine Gefahr der
Schadigung der Altstadthandler von der Erweiterung des Strelaparkes aus.

Herr van Slooten ist der Meinung, dass beim Grundstlickspreis Nachverhandlungen ange-
strebt werden sollten, da der Preis aus seiner Sicht zu hoch angesetzt sei.

Frau Gessert fuhrt aus, dass keine Recherche zu anderen Stadten vorliegt. Es musste auch
eine ahnliche Kaufkraft wie in Stralsund vorliegen, um einen realistischen Vergleich aufstel-
len zu kdnnen. Weiter geht sie auf die Hansestadt Greifswald und die Gemeinde Neuenkir-

chen ein, wo auch ein Einzelhandelskonzept vorliegt und gut umgesetzt wird.

Frau Gessert informiert, dass die zentralen Versorgungsbereiche in der Hansestadt
Stralsund die Altstadt, das Knieper Center und der Bereich Knieper Vorstadt (Netto schwarz
und Netto Markendiscount) sind. Weitere Einkaufsmoglichkeiten kénnen rechtlich nicht zu
Grunde gelegt werden.

Zum Lindencenter teilt Frau Gessert mit, dass die Hansestadt den Eigentimer bei weiteren
Ansiedelungen unterstitzt.

Herr Haack gibt zu bedenken, dass im Einzugsbereich des Strelaparkes 20.000 bis 25.000
Menschen wohnen.

Er stellt fur den Ausschuss fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung den Antrag, die Vorlage
zur Beratung in die Fraktionen zu verweisen.

Herr Lastovka und Herr van Slooten sehen ebenso Beratungsbedarf.

Herr Quintana Schmidt stellt fir den Ausschuss fur Finanzen und Vergabe ebenso einen
Antrag auf Vertagung in die Fraktionen.

Herr Meier |asst Gber den Antrag von Herrn Quintana Schmidt abstimmen:

Abstimmung: 5 Zustimmungen 2 Gegenstimmen 1 Stimmenthaltung

Damit ist die Vorlage im Ausschuss fur Finanzen und Vergabe zurtickgestellt.

Herr Lastovka lasst Uber den Antrag von Herrn Haack abstimmen:

Abstimmung: 8 Zustimmungen 1 Gegenstimme 0 Stimmenthaltungen

Damit ist die Vorlage im Ausschuss fur Bau, Umwelt und Stadtentwicklung zurtickgestellt.

zu 4 Beratung zu aktuellen Themen

zu 4.1 An den Finanzausschuss: Besteuerung der 6ffentlichen Hand
Einreicherin: Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Vorlage: AN 0026/2019

Herr Kinder erlautert die Hintergriinde zu seinem Antrag und macht deutlich, dass er den

Ausschuss Uber die Neuerungen des Umsatzsteuergesetzes informieren mochte.
Es ist nétig, bestehende Vertrage bis zum Ende der Ubergangszeit anzupassen.
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Sollten die Vorgaben des Umsatzsteuergesetzes nicht eingehalten werden, drohen Nach-
zahlungen und strafrechtliche Verfolgung der Verantwortlichen.

Ein internes Kontrollsystem (IKS) dient zur Vermeidung dieser Konsequenzen.

Er macht deutlich, dass nur wenige Steuerberater zu diesem Thema zur Verfligung stehen.
Herr Kinder bittet, dass das Beteiligungsmanagement in einer der nachsten Sitzungen zum
Thema Stellung nimmt.

Er verdeutlicht, dass sich dem Thema schnell angenommen werden sollte, damit nicht ahnli-
che zeitliche Probleme entstehen wie bei den Jahresabschlissen.

Herr Meier fasst zusammen, dass die Verwaltung mitteilen sollte, wie weit der Fortschritt der
Verwaltung bei der Umsetzung des neuen Umsatzsteuergesetzes ist.

Frau Steinfurt teilt mit, dass die Kdmmerei im Thema involviert ist.

Das Projekt gibt es seit 2016 innerhalb der Stadtverwaltung. Im Jahr 2016 wurde die Opti-
ons-erklarung abgeschlossen. Damit hat die Verwaltung bis zum 01.01.2021 mit der Umset-
zung Zeit. Im Beteiligungsmanagement ist Herr Nitsche der Ansprechpartner fur dieses
Thema. Es werden derzeit Abstimmungen mit den Amtern vorgenommen.

Weiter haben Abstimmungen mit dem Softwarehersteller stattgefunden.

Da die Auswirkungen der Gesetzesanderung unklar sind, wird es im Jahr 2020 einen Einzel-
haushalt geben. Danach wird es ggf. wieder einen Doppelhaushalt geben. So ist gewahrleis-
tet, dass alle Auswirkungen auch im Haushalt 2020 Berucksichtigung finden.

Frau Steinfurt teilt weiter mit, dass Beratungen mit anderen Kommunen und in Ausschissen
des Stadte- und Gemeindetages zu diesem Thema erfolgen.

Herr Meier fasst zusammen und verdeutlicht, dass die Verwaltung auf die Problemstellung
reagiert hat und eine Losung erarbeiten wird.

Herr van Slooten erfragt den Aufwand der Verwaltung zur Abarbeitung der Auftrage aus die-
sem Antrag.

Frau Steinfurt verdeutlicht, dass durch diese Berichterstattung ein erhdhter Verwaltungsauf-
wand entstehen wird.

Der Ausschuss flir Finanzen und Vergabe wirde auch ohne Auftrag je nach Fortschritt re-
gelmaRig Informationen von der Verwaltung erhalten.

Herr Bauschke stellt den Antrag, den Tagesordnungspunkt zurlickzustellen, um damit die
Moglichkeit zu erhalten, das Beteiligungsmanagement anzuhoren.

Herr Meier |asst Gber den Antrag von Herrn Bauschke abstimmen:

Abstimmung: 8 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen

zub Verschiedenes
Die Ausschussmitglieder haben keinen Redebedarf.

Es erfolgt der Ausschluss der Offentlichkeit.
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zu9 Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntgabe von Empfehlungen
aus dem nichtoffentlichen Teil

Herr Meier stellt die Offentlichkeit wieder her und gibt bekannt, dass die Vorlage B

0032/2018 zurtickgestellt und die Vorlagen H 0003/2019 sowie H 0009/2019 dem Hauptaus-
schuss zur Beschlussfassung empfohlen wurden.

gez. Christian Meier gez. Constanze Schitt
Vorsitzender Protokollfihrung

Seite 7 von 7



	FLD_SITEXT
	FLD_SIDAT
	Name
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	BM_Text1
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	AbstimmungK
	Beschlussk
	Beschlussnummer
	Abstimmungsergebnis
	Zu

